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Die Hysterie angesichts vermeintlicher oder 
tatsächlicher Gefahren durch terroristische 
Anschläge eignet sich hervorragend für par-
teipolitische Profilierungen. Dabei scheinen 
die Rollen klar verteilt: Auf der einen Sei-
te stehen konservative Parteien, die sich bei-
spielsweise mit der zur Schau getragenen 
Bereitschaft in Szene setzen, im �Ernstfall� 
auch vor dem Abschuss unschuldiger Men-
schen nicht zurückzuschrecken � gegen die 
eindeutige Rechtsprechung des Bundesver-
fassungsgerichts. Auf der anderen Seite ste-
hen SPD, FDP, Linkspartei und Grüne, die 
sich damit profilieren, gegen solche Tief-
schläge grundrechtliche Standards hochzu-
halten.

So klar, wie es in den täglichen Nachrich-
ten erscheinen mag, ist die Rollenvertei-
lung jedoch keineswegs. Ein Beispiel hier-
für sind die Polizeigesetze in Mecklenburg-
Vorpommern: Willkürlichen Blutabnahmen 
durch die Polizei, Vorratsdatenspeicherung 
sowie permanenten Ton- und Videoüberwa-
chungen wurde hier der rote Teppich aus-

Profilreifen der Staatskarosse
Parteien mit linkem Selbstverständnis machen noch lange keine linke Politik – spätestens wenn sie an der Regie-
rungsmacht beteiligt sind. Deshalb brauchen emanzipatorische Forderungen eine außerparlamentarische Basis.

gerollt. Genauer: Der rot-rote Teppich � die 
mit der SPD koalierende Linkspartei hatte 
diese Gesetze 2006 mitgetragen. Auf Bun-
desebene warnte dieselbe Partei allerdings in 
einer Presseerklärung gegen Online-Durch-
suchungen davor, dass �die Vernichtung der 
Grundrechte unserer Verfassung in galop- 
pierendem Tempo� die �freie und offene 
Gesellschaft� zerstöre.

Beispiele dieser Art ließen sich schier end-
los aneinander reihen: Die Grünen und ihre 
Zustimmung zu Kriegseinsätzen der Bun-
deswehr in Afghanistan und im Kosovo, die 
Linkspartei mit ihrer Beteiligung an der Pri-
vatisierungspolitik in Berlin etc. etc.

Wieso werfen Parteien mit linkem, kri-
tischem Selbstverständnis � Linkspartei wie 
Grüne � regelmäßig ihre Grundüberzeu-
gungen über den Haufen? Wegen Einflüste-
rungen mächtiger Lobbygruppen? Um sich 
medial vorgegebenen Kriterien für �Regie-
rungsfähigkeit� anzupassen? Oder wer-
den diese Parteien zu Opfern abgehobener 
SpitzenpolitikerInnen, die ihre finsteren 
Absichten gegen die Überzeugungen einer 
zwar anders denkenden, aber faktisch macht-
losen Parteibasis durchzusetzen wissen?

Die Vorstellung, dass Parteien die �im Volk� 
anzutreffenden Interessen und Meinungen 
in einer demokratischen Willensbildung 
�von unten nach oben� bündeln und über das 
Parlament in Regierungshandeln überset-
zen, hat mit der politischen Realität wenig 
zu tun. Zwar ist die Regierung auf parla-
mentarische Mehrheiten angewiesen; sie ist 
in ihrem Handeln formal an gesellschaft-
liche Aushandlungsprozesse gebunden, die 
in der Gesetzgebung ihren Ausdruck finden. 
Das bedeutet aber keineswegs, dass sich die-
se Prozesse ausschließlich in Parteien und im 
Parlament abspielen.

Der zwischen Regierung und Stromwirt-
schaft ausgehandelte Kompromiss über den 
so genannten �Atomausstieg� � wohl eher 
aber ein vorläufiger Verzicht auf den Neu-
bau von Atomkraftwerken und eine Absa-
ge an die vorzeitige Abschaltung der beste-
henden Meiler � kam ohne Beteiligung des 
Parlaments zustande. Auch die unter dem 
Label �Hartz IV� beschlossene Demontage 
sozialstaatlicher Absicherungen wurde nicht 
dadurch angestoßen, dass �die Basis� einer 
Regierungspartei dies zuvor per Parteitags-
beschluss von �ihren� Abgeordneten verlangt 
hätte. ...

weiter auf Seite 3
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Hochphase der Friedens-
bewegung: Den „Krefelder 
Appell“ gegen den NATO-
Doppelbeschluss unter-
zeichnen mehr als 4 Mil- 
lionen Menschen. Der Jung-
demokraten-Vorsitzende 
Christoph Strässer gehört 
zu den Initiatoren und ist 
einer der sieben Erstunter-
zeichner.

In Kreuzberg räumt die Po-
lizei das vorletzte noch be-
setzte Haus in Westberlin. 
Zum Höhepunkt der Haus-
besetzerbewegung im Früh-
jahr 1981 waren 169 Häuser 
besetzt. Im gleichen Jahr 
besetzten Berliner Jung-
demokraten Häuser in der 
Bülowstraße und Kopisch-
straße.

1983
Das Ende eines lang an-
dauernden Prozesses, der 
schon in den 60ern mit dem 
Einzug anti-autoritärer und 
antikapitalistischer Ideen 
in den Verband seinen Aus-
gang nahm.

1984Chronik 
25 Jahre  

1982
Die FDP verlässt die sozial-
liberale Koalition und wählt 
Helmut Kohl zum Bundes-
kanzler. Am 27. November 
1982 beschließen die Jung-
demokraten auf ihrer Bun-
desdeligiertenkonferenz in 
Bochum mit überwältigen-
der Mehrheit die Trennung 
von der FDP. 
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Vera Wallrodt

Quatsch mit Soße
Wer sich die Mühe macht das Hamburger Parteiprogramm der SPD zu lesen, 
muss sich an einigen Stellen fragen, wieso es überhaupt eine Abspaltung ihren 
Reihen gab. Da  ist schon im dritten Satz vom Demokratischen Sozialismus die 
Rede. Hört sich links an, so ist es aber nicht gemeint.

Der Hamburger Papiertiger verursacht den-
noch den üblichen Sturm im Wasserglas des 
Parteiensystems. Denn 2009 sind Bundestags-
wahlen. Da würde die SPD gerne „die solida-
rische Mehrheit gewinnen, von der Mitte bis 
zum vertretbaren linken Rand.“, so SPD–Chef 
Kurt Beck. Damit erklärt sich auch der Eiertanz 
der SPD-Spitze: Mit beiden Beinen lässig in der 
Agenda 2010 stehend, um so die neue Mitte zu 
bedienen, wollen sie kurz den Sympathisanten 
grüner Umwelt-Politik mit dem Tempolimit-
Vorstoß einhändig zuwinken um gleichzeitig 
enttäuschten linken SPDlern, Gewerkschaften 
und Arbeitern mittels längerem ALG I Bezug 
für ältere Arbeitslose und der Forderung nach 
einem Mindestlohn die Hand zu reichen. 

Die papierne Rückbesinnung auf sozialde-

Kommentar

In beiden Fällen wurden Entscheidungen in 
Aushandlungsprozessen hergestellt, an denen 
Parteien und das Parlament zunächst nicht 
beteiligt waren.
Bei der Suche nach �sachgerechten�, �mehr-
heitsfähigen� oder auch gegen den Willen 
der Mehrheit der Bevölkerung �durchsetz-
baren� Entscheidungen werden gesellschaft-
liche Widerstände jedoch keineswegs igno-
riert, sondern vorab bei der Entscheidungs-
findung einkalkuliert. Dabei sind innerpar-
teiliche Debatten durchaus hilfreich, etwa 
um die �Grenzen des Zumutbaren� auszu-
loten oder um herauszufinden, wie die beab-
sichtigten Entscheidungen von oben nach 
unten �vermittelbar� sind. Gerade dadurch 
und nicht etwa, indem sich PolitikerInnen 
in Regierungen, Parteien und Parlamenten 
zu willfährigen Marionetten �der Medien�, 
�der Großkonzerne�, oder �mächtiger Lob-
bygruppen� machen, gewinnt die politische 
Apparatur an Effizienz. Dabei agieren die 
Beteiligten in einem komplexen Kräftefeld, 
das durch eine sehr ungleiche Verteilung von 
Einflussmöglichkeiten in der Gesellschaft 
geprägt wird. In diesem Kräftefeld sind Par-
teien mit ihren originären programmatischen 
Positionen keineswegs belanglos � aber auch 
bei Weitem nicht so einflussreich, wie Vor-
stellungen von der BRD als Parteienstaat 
dies annehmen.
Der Anspruch von Parteilinken, den Wandel 
in den Staat zu tragen, tritt um so mehr in 
den Hintergrund, je stärker sich Parteien und 
die in ihnen agierenden Personen der Posi-
tion annähern, staatliche Herrschaft gegen-
über der Bevölkerung zu repräsentieren. 
Innerparteiliche Hierarchien und Abhän-
gigkeitsverhältnisse begrenzen die Möglich-
keiten, innerhalb von Parteien eine emanzi-
patorische Politik zu formulieren. Auch in 
parteinahen Organisationen besteht die Ten-
denz, sich an den innerparteilichen Debat-
ten abzuarbeiten, deren Agenda von anderen 
Kräften bestimmt wird. Daher ist es nötig, 
emanzipatorischen Positionen durch außer-
parlamentarische Arbeit eine Basis zu schaf-
fen. Und dafür sind kritische, tatsächlich 
parteiunabhängige Organisationen eine not-
wendige Voraussetzung.

Fortsetzung von Seite 2

Die Anti-Apartheid-Bewe-
gung ruft zum  Boykott süd-
afrikanischer Produkte auf. 
Jungdemokraten unterstüt-
zen die schwarze Schüler-
gewerkschaft COSATU und 
protestieren gegen die Be-
teiligung Südafrikas an der 
Internationalen Tourismus-
börse.

Die Bürgerrechtsbewegung 
organisiert  den Protest 
gegen die im Mai 1987 ge-
plante Volkszählung. Der 
Boykottaufruf der Jungde-
mokraten führt zu Haus-
durchsuchungen in der 
Bundesgeschäftsstelle und 
zur kurzfristigen Streichung 
der staatlichen Förderung.

Die von den Kultusminis-
tern beschlossene Abiturre-
form („Abi-Deform“) pro-
voziert Demonstrationen 
und Streiks. 
Jungdemokraten sind aktiv 
in  der BundesschülerInnen-
vertretung, die ein Protest-
festival organisiert.

In der DDR etablieren sich 
linke Basisgruppen, die sich 
für die radikale Demokrati-
sierung der DDR einsetzen.
Anfang des nächsten Jah-
res schließen sie sich zur 
MJV Junge Linke zusam-
men. 

IWF und Weltbank tagen 
in Berlin. Die Stadt beþn-
det sich im Ausnahmezu-
stand. Im Herbst begin-
nt einer der größten Uni-
streiks seit den 68ern. Die 
Studierenden protestieren 
gegen Verschlechterungen 
der Studienbedingungen 
und ihre mangelhafte sozi-
ale Absicherung.

1985 1986 1987 1988 1989

mokratische Werte brachte der SPD bereits im 
Vorfeld des Parteitages immerhin einen Pro-
zentpunkt in der Wählergunst. 

Will sie weiter in der Mitte punkten, muss 
sie in der Koalition die Balance halten. Solange 
Vize Peer Steinbrück auf CDU-Linie ist, darf 
Andrea Nahles als neue linke Partei-Vizin ruhig 
vorpreschen. 

Die CDU ist dennoch nicht begeistert. Linke 
Wähler abgrasen, ihr das Leben schwer machen 
und dann die Mitte nicht freimachen, geht gar 
nicht. Drum hilft sie ein wenig nach und atte-
stiert der SPD einen fatalen „Linksruck“. Kein 
Wunder dass Beck diesen „Vorwurf“ rhetorisch 
eingängig von sich weist. Das sei „Quatsch“. 
Hört sich nicht nur  so an, ist es auch.

Gunther Heinisch; 
Josse Straub

1986 JungdemokratInnen 
protestieren  gegen die Volkszählung 
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In der Tat spielen für uns direkte, das poli-
tische Alltagsgeschäft betreffende Einfluss-
möglichkeiten auf innerparteiliche Entschei-
dungen keine große Rolle. Und das ist auch 
gut so. Denn anstatt die Zeit mit taktischen 
Auseinandersetzungen zu 
vertun, haben wir die Mög-
lichkeit, die uns interessie-
renden politischen The-
men selbst zu suchen und 
zu bestimmen. Dabei sind 
wir eben nicht an vermeint-
liche Sachzwänge gebunden, 
sondern können auch mal 
Undenkbares denken und 
gegen den vorherrschenden 
Trend Themen bearbeiten 
und diskutieren: So haben 
wir bereits vor Jahren über 
das bedingungslose Grund-
einkommen diskutiert, lan-
ge vor Pisa kritisierten wir 
das dreigliedrige Schulsys-
tem mit der frühen Auslese 
von �guten� und �schlechten� 
Schülerinnen und Schülern 
und nach dem 11. Septem-
ber forderten wir entgegen 
der vorherrschenden Sicherheitshysterie den 
Schutz der grundgesetzlichen Freiheitsrechte 
ein.

Undenkbares denken
Wir wollen also andere, von Medien und 
Parteien ignorierte Sichtweisen in die gesell-
schaftliche Debatte bringen. Denn ange-
sichts der fortschreitenden Konzentration 
wirtschaftlicher, finanzieller wie auch medi-

Themen statt Pöstchen
Warum es so attraktiv ist, parteiunabhängig zu sein

aler Macht ist der tatsächlich Einfluss der 
Parteien gering: Wirtschaftsinteressen dik-
tieren Entscheidungen, deren Folgen als 
�Sachzwänge� die Handlungsspielräume der 
Politik bestimmen.

Ringen um die eigene Parteikarriere entfällt 
zugunsten des Ringens um die �richtige� 
Position. 
Diese behalten wir dann jedoch selbstver-
ständlich nicht für uns, sondern bringen 
sie mit öffentlichkeitswirksamen Aktionen, 
in gemeinsamen Bündnissen mit anderen 
gesellschaftlichen Gruppen und durch Bil-
dungsarbeit in die gesellschaftliche Debat-
te ein.

Immer mal wieder werden JungdemokratInnen/Junge Linke auf Demos 
oder Veranstaltungen ratlos gefragt: Was, Ihr seid ein parteiunabhängiger 
Jugendverband? Was macht Ihr denn da, wenn Ihr doch gar nichts mitent-
scheiden könnt?

Annett Mängel

Zweiter Golfkrieg: Unter 
dem Motto „Kein Blut für 
Öl“ entwickelt sich vor 
allem an Schulen eine An-
tikriegsbewegung. Jungde-
mokraten beteiligen sich 
an den Bündnissen und ru-
fen zur radikalen Kriegs-
dienstverweigerung auf.

Zusammen mit Bürger-
rechts- und Flüchtlings-
gruppen demonstrieren 
Jungdemokraten gegen die 
Abschaffung des Asylrechts. 
Aber auch die über 100.000 
DemonstrantInnen können 
die Grundgesetzänderung 
nicht verhindern. 

Bundesjugendministerin 
Angela Merkel droht den 
JD/JL mit Förderungsent-
zug wegen angeblich ver-
fassungswidriger Aussagen. 
Dabei forderten JD/JL ge-
rade, dass das Asylrecht 
nicht abgeschafft wird.

Im März vereinigen sich 
Jungdemokraten und MJV 
Junge Linke zum bundes-
weiten parteiunabhängigen 
Jugendverband Jungdemo-
kraten/Junge Linke.
Auf dem Grundsatzkongress 
„Position beziehen“ erneu-
ern JD/JL ihren Begriff von 
Radikaldemokratie.

Die MJV veranstaltet ihr 
erstes Sommercamp. Das 
Sommercamp wird nach 
der Vereinigung von MJV 
und Jungdemokraten Tra-
dition des gemeinsamen 
Verbands. Inzwischen ist 
es international mit Part-
nerorganisationen aus bis 
zu sechs europäischen 
Staaten. 

1990 1991 1992 1993 1994

Um dies zur Sprache zu bringen und, einen 
Schritt zuvor, diese Entwicklungen zu 
erkennen und zu hinterfragen, ist es hilf-
reich, sich ohne die Schere im Kopf mit 
aktuellen Entwicklungen zu beschäftigen 
und damit eben auch den Blick für Alter-
nativen zur herrschenden Politik zu öffnen. 
Bei JungdemokratInnen/Junge Linke kann 
man Politik um der Sache willen machen, 
das Geschacher um Parteipöstchen und das 

Ein Beitrag zur Demokratie
Außerparlamentarische Politik ist ein unver-
zichtbarer Beitrag zur parteipolitisch orga-
nisierten Demokratie: Beim Lauschangriff 

und bei der Veränder-
ungen des Asylrechts 
in den 90er Jahren und 
in jüngerer Zeit bei 
den Verschärfungen 
von Sicherheitsgeset-
zen waren und sind es 
außerparlamenta- 
rische Organisationen 
und Kampagnen gewe-
sen, die die Öffent-
lichkeit informierten, 
eine Gegenwehr orga-
nisierten und einige 
Verbesserungen, bzw. 
wenigstens weniger 
Verschlechterungen, 
durchsetzen konnten 
(siehe Chronik).

Die parlamentarische 
Demokratie braucht 
eine kritische Öffent-

lichkeit und gerade in Zeiten, in denen die 
Medien diese Aufgabe zunehmend weni-
ger erfüllen, ist parteiunabhängige politische 
Arbeit ein unverzichtbarer Bestandteil dafür. 
Indirekt kann man so auf gesellschaftlich 
wichtige politische Prozesse einzuwirken 
versuchen, ohne sich dem Kleinklein partei-
politischer Auseinandersetzungen hingeben 
zu müssen.
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Zwanzig Jahre ist das her, da fegte eine Pro-
testwelle durch�s ganze Land. In Hamburg 
wurden Volkszähler durch die Hafenstraße 
gejagt, im braven Mainz erkundigten sich die 
Bürger, wo denn die nächste Sammelstelle für 
Boykotteure sei. Kaum jemand in Deutsch-
land war gewillt, sich an der Volkszählung zu 
beteiligen und umfassend Auskunft über seine 
Lebensverhältnisse zu geben. Die Parole lau-
tete: �Keine gläsernen Bürger�. 

Zusammen mit Grünen und Bürgerrechtsor-
ganisationen wie der Humanistischen Uni-
on zählten Jungdemokraten zu den Haupt-
akteuren des Boykotts. Sie koordinierten die 
Aktionen von ihrer Bundesgeschäftsstel-
le aus, überall organisierten sie �Bündnisse 
gegen den Überwachungsstaat�. Der blieb da 
nicht untätig. Mit Hausdurchsuchungen und 
Strafverfahren - die später fast alle eingestellt 
werden mussten - versuchte man die Boykot-
teure einzuschüchtern. Für Jungdemokraten 
gab es noch eine Gängelung der besonderen 
Art.  Ihnen sollten drei Viertel der Zuschüsse 
für ihre politische Bildungsarbeit gestrichen 
werden. Im Bundesministerium sah man 
nämlich einen Verstoß gegen die Förder-
richtlinien: Eine den Zielen des Grundge-
setzes förderliche Arbeit verlange nun einmal 
auch die  Bejahung der freiheitlich-demo-
kratischen Grundordnung, begründete man 
das Vorgehen gegen den parteiunabhängigen 
Jugendverband. Ein �einmaliger Akt der 
Zensur� titelte die Frankfurter Rundschau, 
�das finanzielle Aus der Judos� freuten sich 
dagegen weniger wohlgesonnene Blätter - zu 
früh. Es war nicht das finanzielle Aus. Aber 
es war auch nicht das letzte Mal, dass sich 
Jungdemokraten wehren mussten.

„Verfassungsfeind“ JD/JL
Im März 1994 forderte die damalige Bundes-
jugendministerin Angela Merkel 50.000 
Mark Fördergelder von den Jungdemokrat-
Innen/Junge Linke zurück und drohte, den 
Verband zukünftig überhaupt nicht mehr zu 
fördern. Anlass waren verschiedene Veröf-
fentlichungen in der tendenz, die sich gegen 
die Abschaffung des Grundrechts auf Asyl 
wandten. Die fand das Ministerium �nicht 
nur tendenziös�, sondern auch geeignet, die 
verfassungsmäßige Grundordnung der Bun-
desrepublik Deutschland in Frage zu stellen. 
Belegt wurde die alte Leier mit folgenden 
Passagen: �Freiheit und Demokratie, Rechts- 
und Sozialstaatlichkeit werden nicht durch 
extremistische Gewalttäter bedroht, son-
dern durch die gewählten Repräsentanten 
dieses Staates.� So etwas, sagte das Minis-
terium, sei �agitatorisch�. ˜ußerungen wie  
�Wer für die Abschaffung des Grundrechts 
auf Asyl eintritt, missachtet Menschenrechte. 
Er betreibt staatlich organisierten Rassismus 
und treibt die antidemokratische Entwick-
lung voran.� sollten die �Verfassungsfeind-
lichkeit� der Jungdemokraten illustrieren. 
Und dass der Verteidigungsminister, der die 
Bundeswehr zu Kampfeinsätzen schicken 
wollte, als �Kriegsminister� bezeichnet wur-
de, fand die Bundesregierung auch nicht wit-
zig.

Protest 
Jungdemokraten/Junge Linke wehrten sich.  
Anja Quiring, damals Sprecherin des �Regio-
nalverbandes Ost�, erklärte: �Das ist die glei-
che bornierte und ignorante Politik der Zen-

25 Jahre ... und immernoch da!
Für ihre politische Bildungsarbeit erhalten Jugendorganisationen in 
Deutschland finanzielle Zuschüsse. Schließlich, so heißt es, sollen Jugend-
liche  zu kritikfähigen Bürgern herangezogen werden. Wer das aber zu 
wörtlich nimmt, kann Ärger kriegen: Diese Erfahrung machten JD/JL in 
der Vergangenheit immer wieder. Regelmäßig  versuchte die Staatsmacht 
dem Verband politische Daumenschrauben anzulegen.

Marion Mück-Raab

Der erste Castor-Transport 
erreicht, geschützt von 
10.000 Polizisten, Gorle-
ben. 
Jungdemokraten beteili-
gen sich an den Protesten, 
kritisieren den autoritären 
Atomstaat und fordern den 
sofortigen Ausstieg.

Der Bundestag berät über 
den „Großen Lauschan-
griff“. Jungdemokraten 
stören beim SPD-Parteitag 
und protestieren auch an-
dernorts gegen diese er-
neute Einschränkung von 
Grundrechten.

Rot-grün einigt sich auf 
eine mutlose Reform des 
Staatsbürgerschaftsrechts. 
Die CDU antwortet mit ei-
ner rassistischen Unter-
schriftenkampagne. Jung-
demokraten starten eine 
Gegenkampagne mit Pro-
testen an Infoständen und 
Besetzungen von CDU-Ge-
schäftsstellen.

JD/JL fordern die Legali-
sierung von Prostitution. 
Darüber hinaus diskutie-
ren sie über feministische 
Strategien – Frauenförde-
rung, Gleichstellungspolitik 
und Unordnung in der Ge-
schlechterordnung. 

19961995
Kosovo-Krieg: Deutschland 
beteiligt sich zum ersten 
Mal seit 1945 wieder of-
fen an einem Krieg. Jung-
demokraten stören erfolg-
reich das öffentliche Ge-
löbnis am 20. Juli in Berlin. 
Als Retourkutsche werden 
sie im Verfassungsschutz-
bericht erwähnt.

1997 1998 1999

sur, wie sie Jugendliche in der DDR erleben 
mussten.� Sie kündigte gleich mal verstärkte 
Aktivitäten gegen diese demokratiefeind-
lichen Tendenzen an. In einem vierseitigen 
Schreiben ans Ministerium stellte der Bun-
desvorstand seine Position klar: �Für uns 
ist es kaum vorstellbar, dass die Bejahung 
der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung gleichbedeutend mit der Zustimmung 
zur jeweiligen Regierungspolitik sein soll.� 
Unterstützt wurden die Jungdemokraten von 
der Humanistischen Union. Die protestierte 
per Fax bei Ministerin Merkel: �Wir müs-
sen davon ausgehen, dass Sie, sehr verehr-
te Frau Bundesministerin, von diesen Brie-
fen keine Kenntnis haben, und möchten Sie 
bitten, diesem Spuk unverzüglich ein Ende 
zu bereiten.� Tat sie natürlich nicht. 

Das Komitee für Grundrechte und Demokra-
tie wandte sich �entschieden gegen den Ver-
such, Jungdemokraten/Junge Linke politisch 
zu denunzieren� und auch die DDR- Bürger-
rechtsbewegung Neues Forum wurde aktiv 
und fühlte sich an finsterste Zeiten erinnert: 
�Frau Merkel, wir fragen Sie, haben Sie den 
Stock verschluckt, mit dem man Sie einst prü-
gelte.� Erbost zeigte sich die Bundesarbeitsge-
meinschaft der Kritischen Polizistinnen und 
Polizisten. Die forderten Merkel auf, �lie-
ber energischer rechtsgerichteten Banden und 
Weißen-Kragen-Tätern das öffentliche För-
dergeld zu entziehen.�

Nur zwei Beispiele aus der Verbandsgeschich-
te, die zeigen, zu was es führen kann, wenn 
sich ein Verband konsequent für Demokratie 
und Menschenrechte einsetzt.
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tendenz: Heutzutage würde kaum 
jemand auf die Idee kommen, dass 
JungdemokratInnen vor 25 Jahren 
noch Partei-Jugend der FDP waren 
�

Martin: Halt, das ist nicht ganz 
richtig. Schon Ende der sechziger 

„Wir mussten uns erst mühsam ein 
außerparlamentarisches Profil aufbauen.“

Interview

Martin Budich war 1968 im Kampf gegen die Notstandsgesetze zu den damaligen „Deut-
schen Jungdemokraten“ gekommen. 1978 bis 1983 war er im Landesvorstand der Jung-
demokratInnen NRW und 1983 -bis1985 Bundesvorsitzender. Seit 1988 leitet er das Lud-
wig Quidde Forum,  die Weiterbildungseinrichtung der JungdemokratInnen in NRW. 

tendenz: Aber für die Öffentlich-
keit wart ihr doch der Jugendver-
band der FDP?

Martin: Naja, Jungdemokrat-Innen 
wurden öffentlich mehr als Pro-
blem der FDP wahrgenommen. 
Alle wussten von unserer Unabhän-

kamen, und auf der anderen Seite 
der Anspruch mit unserer �2-Wege-
Strategie� nicht nur Basisarbeit zu 
leisten, sondern auch Einfluss auf 
Institutionen zu nehmen. Die FDP 
als kleine Partei bot sich da durch-
aus an. Sie war damals nicht ganz so 
reaktionär wie heute.

tendenz: Ihr wolltet ernsthaft Ein-
fluss auf die Politik von Genscher, 
Lambsdorff und Möllemann neh-
men? 

Martin: Unter Effektivitätsgesichts-
punkten war es sicherlich beein-
druckend, was ein so kleiner Ver-
band wie wir damals bewirkte. Die 
FDP- Führung hatte einen tiefen 
Hass auf uns, weil wir nicht nur 

unter anderem das Zustandekom-
men einer Koalition mit der CDU 
verhinderten. Diese strategisch-tak-
tischen Überlegungen waren aber 
irgendwann nicht mehr vermittel-
bar. Es gelang uns zwar, dass durch 
gute Schulungsarbeit aus Interes-
sentInnen linke Mitglieder wur-
den, aber der Spagat war nicht 
mehr auszuhalten. Die FDP war 
von Flick und anderen Kräften des 
Großkapitals mit etlichen Millionen 
Parteispenden eingekauft worden, 
um die damalige sozialliberale Koa-
lition zu beenden.

tendenz: Der Wechsel der FDP in 
die CDU-Koalition und die völlige 
Trennung der JungdemokratInnen 
von der FDP waren dann für Euch 
also eine Art von Befreiung?

Martin: Ja natürlich, das war auch 
überhaupt nicht strittig. Die ent-
sprechenden Beschlüsse fielen fast 
alle einstimmig. Einige Mitglieder 
hatten uns auch schon verlassen, 
weil sie den  Zeitpunkt des Schluss-
striches gern eher gehabt hätten.

tendenz: Und was änderte sich 
dann in der Arbeit der Jungdemo-
kratInnen?

Martin: Wir hatten gehofft, dass 
wir nun einen Ansturm von neuen 
Mitgliedern haben würden, also von 
Leuten, die nur wegen der Nähe zur 
FDP bisher nicht zu uns gekom-
men waren. Wir hatten große Pläne, 
mussten aber bald feststellen, dass 
wir fast in der Bedeutungslosigkeit 
versanken. Wir hatten nicht reali-
sieren wollen, dass Jugendorganisa-
tionen in der Öffentlichkeit nie als 
eigenständige Kraft wahrgenommen 
werden, sondern immer nur als jun-
ger Teil einer gesellschaftlich rele-
vanten Organisation. Wir mussten 
uns erst mühsam ein außerparla-
mentarisches Profil aufbauen.

tendenz: So ganz außerparlamenta-
risch war das aber doch auch nicht. 
Es gab viele Annäherungen an die 
Grünen und sogar den Versuch 
einer eigenen Parteigründung.

JungdemokratInnen/Junge 
Linke treten attac bei. Die 
Auseinandersetzung mit 
den Folgen der neolibe-
ralen Globalisierung wird 
zum Thema im Verband. 
JD/JL arbeiten im Rat und 
in den Ortsgruppen von at-
tac mit

Zu den Protesten anlässlich 
des EU-Gipfels in Kopenha-
gen organisieren JD/JL ei-
nen Bus. Zum Europäischen 
Sozialforum im Jahr darauf 
in Paris fahren JD/JL schon 
mit zwei Bussen und ver-
stärken das Camp des eu-
ropäischen linken Jugend-
dachverbands ENDYL.

JD/JL beteiligen sich an 
der deportation-class-Kam-
pagne von kmii. Sie dre-
hen einen Kinospot, pro-
testieren auf Flughäfen 
und Pressekonferenzen der 
Lufthansa. Auch in diesem 
Jahr organisieren sie die 
Demos gegen die Abschie-
beknäste in Ingelheim und 
Büren mit.

JD/JL versuchen als UN-
Waffen-Kontrolleure ver-
kleidet die Julius-Leber-
Kaserne in Berlin auf Mas-
senvernichtungswaffen zu 
überprüfen. Die Aktion 
richtet sich gegen den Ir-
akkrieg und dessen Unter-
stützung durch die Bundes-
regierung. 

Die Agenda 2010 zerstört 
den Sozialstaat. Bei der 
Großdemonstration am 3. 
April organisieren Jungde-
mokraten mit anderen Ju-
gendorganisationen einen 
eigenen Block: „Die Ver-
hältnisse zum Tanzen brin-
gen“. 

2000 2001 2002 2003 2004

Jahre � also vor 40 Jahren � hatten 
die JungdemokratInnen beschlos-
sen, ein unabhängiger politischer 
Jugendverband zu sein, der die 
FDP nur noch als parlamentarische 
Ansprechpartnerin begriff. Mit 
dem Leverkusener Manifest hatten 
die JungdemokratInnen dann 1972 
beschlossen, sich als kapitalismus-
kritischer Verband zu definieren, 
der die �Systemüberwindung� auf 
seine Fahnen geschrieben hatte.

gigkeit. Es gab zum Beispiel  kei-
ne ernsthaften BetrachterInnen der 
politischen BRD-Szene, die uns 
nicht links von den Jusos ansiedel-
ten. Und die Jusos galten damals als 
antikapitalistische linke Organisa-
tion.​

tendenz: Aber was hielt Euch denn 
dann noch in der Nähe der FDP?

Martin: Es war auf der einen Sei-
te die liberale Tradition, aus der wir 
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Martin: Das stimmt. Aber wir hat-
ten dann Glück:. In einer der wich-
tigsten sozialen Bewegungen der 
damaligen Zeit � dem Volkszäh-
lungsboykott � waren die Jungde-
mokratInnen stärker als die Grü-
nen und es gelang �  durchaus in 
einer gewissen Nähe zu den Grünen 
� ein eigenständiges Profil zu ent-
wickeln. Die Zentrale des bundes-
weiten Volkszählungsboykotts war 
damals übrigens in unserer Bundes-
geschäftsstelle.

tendenz: Was gab denn dann den 
Ausschlag, dass die Jungdemokra-
tInnen parteiunabhängig blieben 
und nicht grüner Jugendverband 
wurden?

Martin: In einigen Bundesländern 
und auch in etlichen Städten wur-
den die JungdemokratInnen qua-
si Jugendverband der Grünen. Die 

8. Mai 2005 – 60. Jahres-
tag der Befreiung: Jungde-
mokraten erinnern in Ver-
anstaltungen und Gedenk-
stättenbesuchen daran, 
dass nicht vor allem die 
Deutschen Opfer des Natio-
nalsozialismus waren.

Mit Zeugnisverbrennungen 
in verschiedenen Städ-
ten protestieren die Linke 
SchülerInnen 
Aktion (LiSA) und JD/JL am 
letzten Tag des Schuljahres 
gegen den autoritären Cha-
rakter des Schulsystems, 
der besonders in den Noten 
seinen Ausdruck þndet.

2005
Auch im 25. Jahr der Par-
teiunabhängigkeit von 
JungdemokratInnen/Jun-
ge Linke ist eine demokra-
tische Gesellschaft noch 
Utopie. Entscheidende Be-
reiche wie Wirtschaft und 
Schule sind wirklicher de-
mokratischer Kontrolle ent-

zogen und autoritär organi-
siert. Grundrechtsdemon-
tage, Ausgrenzung in allen 
Varianten und Schattie-
rungen. Sozialabbau, Ras-
sismus bestimmen die öf-
fentliche Debatte und Poli-
tik. Es bleibt viel zu tun.

2006 2007 					         2008 ...  

Chronik 
25 Jahre

Infopaket 
alles drin, was da ist..	 Ç

Mit Sicherheit rassistisch –  
Flugblätter 	 Ç 
Zum Beispiel:  
�Every Stepp you take..�  
� Aufhebung des Datenschutz für
 MigrantInnen
�Abschottung total  
� die Verschärfung des Einreise- 
und Ausweisungsrechts� uvm.
kein mensch ist illegal 
Plakat / Faltblatt �illegal lernen�	 Ç 
Plakat / Faltblatt �illegal bauun�	 Ç
Plakat / Faltblatt �illegal putzen"	 Ç
Plakat / Faltblatt �illegal krank� 	 Ç
Set der Neuauflage kmi	 Ç

Handbücher 
Radikaldemokratie- digital  (0,50�)	 Ç 
Drugs & Politics �  
Broschüre zu Drogenpolitik (1,10 �)	 Ç
Gegen Arbeitszwang      (1,50 �)	 Ç 
Tipps & Tricks für den radikal- 
demokratischen Alltag   (0,50 �)	 Ç

Flug- & Faltblätter Auswahl 
Pluralismus statt Deutschtümelei � 
Partizipation statt Assimilation	 Ç 

 Radikaldemokratischer Bauchladen
Die Verachtung völkerrechtwidriger 
Standards �  
Der kalkulierte Angriffskrieg	 Ç
�Die ganze Richtung passt uns nicht!�� 
Faltblatt gegen Sozialabbau	 Ç
�Atomausstieg sofort! Gegen eine 
Renaissance der Atomkraft	 Ç
�Religion raus aus der Schule�	 Ç 
�Schule im Kapitalismus.  
Früh krümmt sich, was ein Häkchen 
werden will�	 Ç

Buttons 
__kleine Buttons mit verschiedenen 
Motiven  (St. 0,50 �)	 Ç

Plakat 
Noten abschaffen! 	 Ç
Kriegsdienste verweigern! 	 Ç
Plakat / Postkarte 
Helm ab, Hirn rein! 	 Ç
Deutsch mich nicht voll! 	 Ç
Aus hygienischen Gründen wird  
diese Toilette videoüberwacht!  	 Ç

Diese Materialien und viele mehr 
können bestellt werden per
fax: 030-44024866 
mail: info@jdjl.org
Post: siehe Impressum

Das Interview führte  
Vera Wallrodt.

Die Parteiunabhängigkeitsparty in Frankfurt am Main 
23.11 ab 20:00 Uhr; an der Uni Frankfurt im KoZ 

www.jungdemokratenhessen.de

Das Spektakel für Vielfalt und Toleranz in Bochum 
14.-16.12; im Sozialen Zentrum  
www.jungdemokratinnen.de

Das Seminar zur Parlamentarismuskritik 
14.-16.12. in Werftpfuhl bei Berlin 

 www.jungdemokraten.de

Jubiläums-Termine

Intensität der Zusammenarbeit war 
unterschiedlich. Doch spätestens  
Mitte der 90er Jahre war der  
Rechtstrend der Grünen so deut-
lich, dass sich das nie richtig 
zustande gekommene Verhältnis 
wieder löste. Die Angst vieler Grü-
nen vor den Linken bei den Jung-
demokratInnen war dabei mindes-
tens so groß, wie die wachsende 
Ablehnung der JungdemokratInnen 
gegenüber den Grünen. Gleichzei-
tig wuchs aber auch ein Bewusstsein 
bei den JungdemokratInnen dafür, 
wie stark Parteien gesellschaft-
lichen Anpassungsprozessen unter-
liegen und dass ganz grundsätzlich, 
die Nähe zu einer Partei für einen 
radikaldemokratischen Zusammen-
schluss nicht förderlich ist. 
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In der Diskussion um eine Legalisie-
rung bzw eine Kriminalisierung von 
Prostitution ist sich die feminstische 
Linken alles andere als einig.

Prostitution: ein gesamtgesellschaft-
liches Problem

Wenn Prostitution als gesellschaftliche 
Erscheinung betrachtet wird � vor allem 
unter Berücksichtigung der bestehenden 
Geschlechterverhältnisse �  spiegelt sie wohl 
am besten die patriarchalen Strukturen 
unserer Gesellschaft wider.

Jeden Tag gehen mehr als eine Million Män-
ner in Deutschland zu einer Prostituierten. 
Schätzungen der Prostituiertenvereinigung 
Hydra e.V. zufolge gibt es in Deutschland 
rund 12 Millionen Freier. Jeder zweite bis 
dritte Deutsche nimmt regelmäßig die Dien-
ste einer Prostituierten in Anspruch. Man 
kann also annehmen, dass mehrere Män-
ner im eigenen FreundInnen- und Bekann-
tenkreis zu Prostituierten gehen. Die Wahr-
scheinlichkeit, dass diese Männer wissent-
lich oder unwissentlich mit Frauen zu tun 
hatten, haben oder haben werden, die die-
sen Job unfreiwillig machen, ist bei rund 200 
000 Zwangsprostituierten, die pro Jahr nach 
Westeuropa kommen (davon 30 000 nach 
Deutschland) also alles andere als gering.

Frauenhandel und Zwang

Ohne Sprachkenntnisse und ohne Doku-
mente, meist durch Aussicht auf einen 
gut bezahlten Job im Ausland zur Reise 
überredet oder schlichtweg entführt, lan-
den Frauen in einer menschenunwürdigen 
Sackgasse, in der sich andere ihrer Körper 
bemächtigen und über diese entscheiden. 
Gesetze zum Schutz betroffener Frauen, 
wie sie in Deutschland gelten, greifen bei 
Migrantinnen natürlich nicht. So gera-
ten verschleppte Frauen in einen Teufels-
kreis aus Abhängigkeit und Ohnmacht aus 
dem sie, wenn überhaupt, nur durch eine 
Abschiebung in eben das Land, aus dem sie 
geflohen sind, entkommen.

Freiwilligkeit?

Aber gibt es nicht auch Frauen, die sich 
freiwillig prostituieren, die nicht gezwung-
en werden, sondern Spaß an dieser Arbeit 
haben? In diesem Zusammenhang muss der 
Begriff der Freiwilligkeit sowie der Begriff 
Arbeit definiert werden. 

Die Wahl des Berufs wird neben der Aus-
bildung vor allem auch durch die soziale 
Herkunft beeinflusst. Eben diese Beein-
flussungen durch die soziale Herkunft  und 
ökonomische Gegebenheiten, zwingen 
manche Frauen ihr einziges Kapital, ihren 
Körper, auf den Markt zu werfen. Pros-
titution ist aber keine körperliche Arbeit 

in dem Sinn, in dem es beispielsweise die 
Arbeit einer Maurerin wäre. Was genau der 
Mann für sein Geld bekommt, ist ganz von 
seiner Brieftasche abhängig, hat aber immer 
einen erniedrigenden Beigeschmack für die 
Frau. Die meisten Freier kaufen Sex nicht 
des Sex� wegen, sondern um an Macht über 
einen fremden Körper zu gelangen. Auch 
die Frauen verkaufen Sex nicht des Sex� 
wegen, sondern des dringend benötigten 
Geldes und der mangelnden Berufsalterna-
tiven wegen (wie Hydra e.V.; CATW).

Wenn man davon ausgeht, dass es Frauen 
gibt, die als Prostituierte arbeiten, weil sie 
Spaß an ausgelassenem Sex oder an beson-
ders viel Sex haben, stellt sich immer noch 
die Frage, warum es so wenige männliche 
Prostituierte gibt oder warum so wenige 
Frauen Prostituierte aufsuchen. Die Ant-
wort auf diese Fragen ist mit Sicherheit 
nicht das scheinbar natürliche �Kuschel-
bedürfnis� der Frau, sondern vielmehr das 
Bild, das unsere Gesellschaft von weiblicher 
und männlicher Sexualität hat. Männer 
haben angeblich Spaß an viel aufregendem 
Sex, Frauen nicht � außer Prostituierten. 

Dass Frauen genauso Spaß an Sex haben 
können, muss uns allen klar sein. Genauso 
klar muss allerdings auch bleiben, dass das 
nicht automatisch heißt, dass Frauen Spaß 
daran haben, eigene Bedürfnisse zu Guns-
ten fremder zu vergessen und sich Erniedri-
gung und Gewalt auszusetzen.

Das Märchen der Prostituierten, die ihren 
Körper �freiwillig� verkauft und mit jedem 
Freier  genau das macht, was ihren sexuel-
len Wünschen entspricht, erscheint in die-
sem Zusammenhang wie Schönmalerei 
für diejenigen, die lieber einen freien Kör-
per kaufen und benutzen als einen Unter-
drückten.

Was also tun?
Bei der Kriminalisierung von Prostituti-
on darf es nicht darum gehen, Frauen ihrer 
Tätigkeit halber zu bestrafen � soviel muss 
klar sein. Was diese Frauen brauchen, ist 
staatliche Gesundheits- und Pensionsver-
sorgung, Wohnförderungen und Umschu-
lungsmöglichkeiten. Eine Bestrafung der 
Freier, Bordellbesitzer-Innen und Zuhäl-
terInnen hätte neben den juristischen Fol-
gen für die einzelnen auch eine klare gesell-
schaftliche Aussage: Wir als Gesellschaft 
sind gegen die Ausbeutung weiblicher Kör-
per und dem damit verbundenen Frauenbild 
in den Köpfen der Menschen. 

Elena Barta

aktion kritischer schülerInnen 

Prostitution –
Sexualität und das Märchen der Freiwilligkeit
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Den folgenden Überlegungen möchte ich die These voranstellen, 
dass  feministische Politik in erster Linie dafür kämpft, die realen 
Möglichkeiten von Frauen zu einem selbstbestimmten und freien 
Leben zu vergrößern. 

Fast nirgends spiegeln sich die Geschlechter- und Machtverhält-
nisse einer Gesellschaft so klar und stark wieder wie im Prostituti-
onsgeschäft. Die nach wie vor herrschende Vormacht von Männern 
über Frauen tritt quantitativ (von den geschätzten 400.000 berufs-
mäßigen Prostituierten sind 95% weiblich) und qualitativ zu tage. 
Nirgends wird der Zugriff von Männern auf Frauen so deutlich. 
Man könnte sagen: In der Ausgestaltung der Prostitution verdichtet 
sich der patriarchale Zustand unserer Gesellschaft. Gerade hier, wo 
Frauen stärker als anderswo struktureller und direkter Gewalt aus-
gesetzt sind, gilt es für emanzipatorische Verhältnisse zu kämpfen. 
Große Worte� Was heißt das nun konkret? Die momentan stattfin-
dende Prostitution findet unter bestimmten kapitalistisch-patriar-
chalen Bedingungen statt. Um auch innerhalb dieser Strukturen die 
Position von Prostituierten zu stärken, eignen sich vor allem öffent-
licher Diskurs und Arbeitnehmerinnenrechte. Letztere ermöglichen 
den Frauen ein gesichertes Recht auf Lohn, geregelte Arbeitszeiten, 
Arbeitsschutzvorschriften - was insbesondere im Bereich Gesund-
heit von großer Bedeutung ist - aber auch die bisher vorenthaltenen 
Sozial-, Kranken- und Rentenversicherungen. Zudem wird es den 
Frauen möglich, sich in Interessenverbänden wie Gewerkschaften 
und Initiativen zusammenzuschließen, vor Arbeits- und Zivilge-
richte zu ziehen, sich selbstbewusster an staatliche und sonstige 
Beratungsstellen zu wenden und eine aktive Öffentlichkeitsarbeit zu 
betreiben. Um diese Rechte durchsetzen zu können, bedarf es einer 
umfassenden Legalisierung von Prostitution, wofür mit dem Prosti-
tutionsgesetz der rot-grünen Bundesregierung von 2001 ein erfreu-
licher Schritt nach vorn getan wurde. 

Kriminalisiert man hingegen die Freier, so stellt man gleichzeitig 
auch die sich prostituierenden Frauen ins Abseits. Staatlicher Druck 
auf die Nachfrager wird an sie durchgereicht. Gegen mögliche öko-
nomische, migrationspolitische und sonstige Zwangslagen von Pro-
stituierten wird damit nichts unternommen - im Gegenteil: Die 
Arbeitsbedingungen und Möglichkeiten öffentlicher Gegenwehr 
aller Prostituierten werden erheblich verschlechtert, wenn sie, um 
ihre Zuhälter und Freier zu schützen, stärker als bisher �unsichtbar� 
arbeiten müssen.

Über Prostituierte wird de facto mit der Moralkeule ein Berufsver-
bot verhängt und  die gesellschaftliche Stigmatisierung vorangetrie-
ben.

Emanzipiert
prostituieren

Das Thema erhitzt die Gemüter: Wie geht man mit Prosti-
tution um? Verbieten und abschaffen sagen die einen, unter 
staatlich-rechtliche Regulation bringen die anderen. Der 
Rattenschwanz an Problemfeldern, die mit diesem komple-
xen Thema zusätzlich verwoben sind, ist lang und führt zu 
den unterschiedlichsten Lösungsvorschlägen. 

Neben den moralischen Begründungsmustern ist hier auch die 
Wahl des Mittels zu kritisieren: Strafrechtliche Sanktionen zur Ver-
änderung gesellschaftlich internalisierter Verhaltensmuster sind 
nicht nur anti-emanzipatorisch, sondern auch ineffektiv. Verän-
dern kann man gesellschaftliche Verhältnisse, indem man einen 
aufgeklärten Umgang mit ihnen sucht, statt sie aus dem Blickfeld 
zu schieben, indem man öffentliche Diskurse anschiebt, sich ste-
tig verbessernde Rahmenbedingungen schafft und herrschende 
Geschlechterzuschreibungen kritisiert.

Zweifelsohne gibt es miserable Verhältnisse in der Branche und 
auch Zwangsprostitution  - ebenso wie es freiwillige Prostituti-
on und einen annehmbaren Berufsalltag im geregelten Bordellbe-
trieb gibt. Das Problem ist nicht, dass sich ein Mensch einem ande-
ren für Sex verkauft, sondern dass die Entscheidung dazu in rela-
tiv unfreien Verhältnissen stattfindet und Erscheinungsformen von 
Prostitution durch patriarchale Strukturen geprägt sind. Es gilt 
ebendiese Verhältnisse zu ändern, um so �emanzipatorische Prosti-
tution� zur Regel zu machen und nicht mit viel zu kurz greifenden, 
moralisierenden Verboten gegen das Symptom gewaltförmiger Pro-
stitution vorzugehen und damit zur unregulierten Ausbeutung von 
Frauen in der Illegalität beizutragen.

Friederike Boll

Anzeige
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Der Paragraph 129a Strafgesetzbuch (StGB) 
wurde im Zuge der RAF-Bekämpfung ein-
geführt und ist also ein Relikt der 1970er 
Jahre. Dennoch ist er auch heute noch ein 
wesentlicher Bestandteil des politischen 
Strafrechts in der BRD. Der Gesetzgeber 
knüpfte damals an den § 129 StGB an, der 
bereits im Kaiserreich galt. Mit diesem alten 
Paragraph, der die Mitgliedschaft und Grün-
dung von �Kriminellen Vereinigungen� unter 
Strafe stellt, wurde im Kaiserreich die Ver-
folgung der SPD und in der Bundesrepublik 
die Verfolgung der KPD juristisch gerecht-
fertigt. Der neue Paragraph 129a StGB schuf 
die Konstruktion der �Terroristischen Verei-
nigung� - und wurde zugleich flankiert von 
Maßnahmen wie der menschenverachtenden 
Isolationshaft und der Einschränkung des 
Rechts auf Verteidigung.

Es entstand ein �Anti-Terror-System�, des-
sen Besonderheit in seinen Kollektivtatbe-
ständen, den so genannten Organisations-

Zu Rechtsstaatlichkeit & Polizei
§129a - der Schnüffelparagraph

Bei den martialischen Hausdurchsuchungen im Vorfeld des G8-Gipfels 
kamen zwar vielleicht ein paar unaufgeräumten WG-Küchen zum Vor-
schein, allerdings nichts juristisch Verwertbares über die Gipfelgegne-
rInnen. Die Aktionen der Polizei brachten aber die wichtigste Rechtsnorm 
für politisch motivierte Ermittlungsverfahren in den Fokus der medialen 
Öffentlichkeit.

delikten, besteht. Das Gericht muss den 
Beschuldigten nicht konkrete Straftaten 
nachweisen, sondern lediglich die Zugehö-
rigkeit oder �Unterstützung� einer als ter-
roristisch eingestuften Gruppe. Das Gesetz 
unterscheidet zwischen zwei Formen ter-
roristischer Vereinigungen: Das sind zum 
einen Gruppen, die Tötungsdelikte oder 
Geiselnahmen planen in Absatz 1; zum 
anderen sind es aber in Absatz 2 des Para-
graphen 129a auch Gruppen, die planen, 
den Schienverkehr, öffentliche Betriebe 
und Telekommunikationseinrichtungen zu 
stören.

Kommt es zu einer Anklage, wird diese vor 
einer speziellen Staatsschutzkammer ver-
handelt. In diesen politischen Sonderge-
richten sitzen besonders �staatstreue, geeig-
nete und erfahrene� StaatsanwältInnen 
und RichterInnen. Hinzu kommt das hohe 
Strafmaß in Paragraph 129a: Ohne dass 
eine Tat konkret vorbereitet worden sein 
muss, liegt schon die Mindeststrafe bei 
einem Jahr Knast.

In der Praxis erweist sich der Paragraph 
129a StGB als ausgezeichneter Schnüffel-
paragraph: Wenn die Staatsanwaltschaft 
einen �Anfangsverdacht� gegen jemanden 
hegt, bekommt sie Zugriff auf ein breites 
Arsenal an Sonderbefugnissen, das nicht 
mehr als �rechtsstaatlich� bezeichnet wer-
den kann. Dazu gehört etwa die Raster-
fahndung, der systematische Einsatz von 
V-Leuten oder auch der so genannte große 
Lauschangriff. Da den Beschuldigten im 
Regelfall dennoch nichts nachgewiesen 
werden kann, wird das Verfahren wieder 
eingestellt. Trotzdem hat die Polizei damit 
eine Menge an Informationen über die 
politische Szene gewonnen. Hinzu kommt 
ein angenehmer Nebeneffekt für den Staat: 
Politische ˜ußerungen aus einer �terrori-
stischen� Szene finden in den Massenme-
dien nur schwerlich Gehör.

Phil Rusche

Der Fall Andrej H.
Soziologe = Terrorist?

Am 31. Juli wurde der Berliner 
Soziologe Andrej H. unter dem Ver-
dacht der Mitgliedschaft in einer 
terroristischen Vereinigung fest-
genommen und saß bis 22. August 
in Untersuchungshaft. Grund für 
die Festnahme war die Benut-
zung von Vokabeln, die auch in 
Schriften der so genannten „mili-
tanten gruppe“ (mg) vorkommen. 
Außerdem traf er sich zweimal 
mit einem Bekannten, der einen 
Brandanschlag auf ein Bundes-
wehr-Fahrzeug verübt haben soll. 
Ein anderer Verdächtiger verfügte 
nach Angaben der Ermittler „über 
Zugang zu Bibliotheken, um dort 
die Recherchen durchzuführen, 
die notwendig sind, um Texte für 
die mg zu verfassen.“

Berufsverbot 
gekippt!
Antifaschist darf 
endlich Lehrer werden

2004 wurde dem Realschullehrer Michael 
Csaszkóczy der Eintritt in den Schuldienst 
in Baden-Württemberg und 2005 auch in 
Hessen verwehrt. Wie bei den politischen 
Berufsverbotsprozessen der 70er Jahre wur-
de dem Bewerber Csaszkóczy von den Kul-
tusministerien in Hessen und Baden-Würt-
temberg keinerlei persönliches Fehlverhalten 
vorgeworfen, sondern eine �Kontaktschuld� 
und �Gesinnungsuntauglichkeit� durch die 
Mitgliedschaft in der vom Verfassungsschutz 
beobachteten Antifaschistischen Initiati-
ve Heidelberg (AIHD) konstruiert. Micha-
el Csaszkóczy ist gegen das Berufsverbot 
sowohl in Baden-Württemberg als auch in 
Hessen vor Gericht gezogen � mit Erfolg. 
So kam das Verwaltungsgericht Darmstadt 
am 2.8.2007 zu der wegweisenden Ent-
scheidung, dass das Berufsverbot gegen das 
Grundrecht auf freie Meinungsäußerung ver-
stößt und eine Diskriminierung aufgrund 
der politischen Gesinnung unrechtmäßig 
ist. Zwar wurden die Ministerien in Baden-
Württemberg und Hessen nicht unmittel-
bar von den Gerichten verpflichtet, Csasz-
kóczy einzustellen. Allerdings musste Csasz-
kóczys Antrag erneut und unter Beachtung 
der Rechtsauffassung der Gerichte von den 
Behörden geprüft werden. 

Die Gerichtsurteile ließen letztlich nur einen 
Schluss zu: Michael Csaszkóczy muss in den 
Schuldienst übernommen werden. Zu die-
ser überfälligen Einsicht kam dann auch das 
Regierungspräsidium Karlsruhe und bot dem 
Bewerber im September 2007 eine Stelle an 
einer Realschule in Eberbach bei Heidelberg 
an, die Michael Csaszkóczy auch angenom-
men hat. Dem Erfolg von Michael Csasz-
kóczy im Kampf gegen sein Berufsverbot 
kommt über den Einzelfall hinaus eine große 
Bedeutung zu. So ging es in der Auseinan-
dersetzung nicht zuletzt auch um die Frage, 
ob die antidemokratische Berufsverbotspraxis 
der 70er Jahre und damit ein Klima der Ein-
schüchterung in Deutschland wieder Ein-
zug erhält. Diese Entwicklung ist jetzt erst 
einmal gestoppt. Zudem zeigt der Ausgang 
der Auseinandersetzung um das Berufsver-
bot, dass man sich gegen staatliche Repres-
sion erfolgreich zur Wehr setzen kann. Ein 
wichtiges Signal in Zeiten zunehmender 
Einschränkung von Grund- und Freiheits-
rechten.

Carmen Ludwig, GEW Hessen


